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Eentralverband Deutscher Industrieller.

Sitzung des Ausschusses
am 8. Dezember ISIS, ikaM 6 Uhr, |* M 

im „Ortet Atzt»»".

Der Borsitzende, Herr Landrat a. D. Rötger, gibt zunächst die 
Namm der seit der letzten Sitzung verstorbenen Mitglieder des 
AuSschusses bekannt. Es sind die Herrm Fabrikbesitzer Franz Clouth 
in Köln, Kommerzienrat Wilhelm Funke in Hagm, Geheimer 
Kommerzimrat Görtz in Mülfort-Odenkirchm, Geheimer Kommerzien­
rat Gustav Hartmann in Dresden-Chemnitz, Geheimer Kommerzien­
rat Paul Heckmann in Berlin und Rechtsanwalt König in Nürn­
berg. Die Versammlung erhebt sich zu Ehrm deS AndmkmS der 
Berstorbmm von dm Plätzen.

Sodann teilte der Borsitzmde mit, daß das Direktorium in 
seiner am Morgen des 8. Dezember abgehaltenm Sitzung dm Beschluß 
gefaßt hat, an Stelle des mit dem 1. Januar 1911 in dm Ruhestand 
tretmden Geschäftsführers Herrn H. A. Bueck dm bisherigm stell» 
vertretenden Geschäftsführer Herrn RegierungSrat a. D. Dr. jur. 
Schweighoffer zum Geschäftsführer zu bestellm. Der Ausschuß 
stimmt dem Beschluß des Direktoriums zu.

Der für das Jahr. 1911 aufgestellte Etat wird genehmigt. 
ES folgt die Zuwahl von Mitgliedern in dm Ausschuß. 

Der Delegiertenversammlung werdm vorgeschlagen: An Stelle deS 
ausgeschiedenen Mitgliedes Herrn Geh. Kommerzienrat Meyer zum Mit-
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gliebe dessen Sohn, Herr Rechtsanwalt Wilhelm Meyer (Hannover), 
Vorsitzender des Vereins Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller,' zu 
stellvertretenden Mitgliedern Herr Kommerzienrat Emil Amann, 
Borsitzmder des Aufsichtsrats der bereinigten Kunstseidefabriken in 
Bönnigheim in Württemberg, an Stelle des Herrn Geh. Kommerzienrat 
Görtz, und Herr Kommerzienrat Reusch-Oberhausen von der Gutm 
Hoffnungshütte an Stelle des Herrn Regierungsrat Scheidtweiler. 
Ferner wurden kooptiert: Als Vertreter des Vereins deutscher 
Maschinenbau-Anstalten der Borsitzmde dieses Vereins, Herr Kom­
merzienrat Klein-Dahlbruch, und der Geschäftsführer des Vereins, 
Herr Ingenieur Frölich-Düffeldorf; als Vertreter des Verbandes 
deutscher Tonindustrieller desien derzeitiger Vorsitzender, Herr Baurat 
Max Ehrhardt in Weimar. Als Vertreter des Gesamtoerbandes 
deutscher Metallindustrieller war Herr Direktor Schimpff-BreSlau in 
dm Ausschuß seinerzeit kooptiert worden. Er hat sein Amt nieder­
gelegt. Gemäß dem Vorschläge des Gesamtverbandes wird an dessen 
Stelle Herr Direktor Laval in Firma Schäffer & Budenberg G. m. b. H., 
Magdeburg-Buckau, tooptiert; gemäß Vorschlag des Bayerischen 
Jndnstriellm-Verbandes in Münchm an Stelle des auSgeschiedmen 
Ausschußmitgliedes, Herrn Geh. Kommerzimrat Gabriel Sedlmayr, 
Herr Kommerzienrat Hch. Bock, Direktor des Würzburger Brauhauses 
in Würzburg; von der Stabcismkonvmtion deren Borsitzmder, Herr 
Direktor Müller von der Firma Gebr. Stumm, Neunkirchen; vom 
Verein deutscher Motorfahrzeugindustrieller der Borsitzmde, Herr 
Gmeraldirektor Bischer-Untertürkheim. Weiter werden zugewählt die 
Herrm Geh. Finanzrat Hugenberg, Vorsitzender des Direktoriums 
der Firma Fried. Krupp, Hugo Stinnes - Mülheim a. Rh., 
Kramer in Firma Raab, Karcher & Co., Duisburg, Geheimer Bergrat 
Uth emann, Gmeraldirektor von Georg von Giesches Erben, Zalmze 
(Kreis Kattowitz, O.-S.), Baurat Baur von der Germaniawerft in Kiel. 

Bon der Erstattung eines Geschäftsberichts wird der 
Geschäftsführer mit Rücksicht auf den für die Delegiertmverfammlung 
bestimmtm Bericht herkömmlicher Weife entbunden. Ebenso wird auf 
Vorschlag des Vorsitzendm mit dem Referat des Herm RegiemngSrat 
Dr. Schweighoffer verfahren, betreffend die Verhandlungen der 
Kommission des Reichstags über die

ReichsverficherungSordnung.

Die vorgeschlagene Resolution wird jedoch, nach Verlesung der ein« 
zelnen Absätze, eingehend erörtert, indem die grundsätzliche Diskussion 
sich an dm letztm Punkt an knüpft.
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Der Entwurf lautet:

KrLlärrmg zur Zteichsverstchenmgsordmmg.
Der Centralverband Deutscher Industrieller gibt im Anschluß 

an seine in der Bersammlung der Delegierten am 12. April d. I. 
Pir Reichsversicherungsordnung gefaßte Entschließung der 
Befriedigung darüber Ausdruck, daß die Reichstagskommission für 
die Reichsversicherungsordnung mit den bisher beschlossenen Ab- 
änderungen deS Gesetzentwurfs in mancher Hinsicht dm vom Stand­
punkte der Industrie vorgetragmm Bedenkm Rechnung getragen 
hat. Es wird insonderheit mit Gmugtuung begrüßt, daß die Er­
richtung besonderer selbständiger BersicherungSämter abgelehnt 
worden ist und die Kostm für die an Stelle der BersicherungS­
ämter tretmdm Abteilungm für Arbeiterversicherung bei dm 
unterm Berwaltungsbehördm, sowie auch der Oberversicherungs- 
Lmter dm einzelnm BundeSstaatm auferlegt worden sind.

Bolle Zustimmung findet fcntct der Beschluß der Kommission, 
durch welchm das Zuständigkeitsgebiet dieser Abteilungm für 
Arbeiterverfichemng wesentlich eingeschränkt und die erstinstanzliche 
Spruchtätigkeit der Aemter auf dem Gebiete der Unfalloersichemng 
beseitigt wordm ist.

Um so nachdrücklicher muß aber der Cmtraloerband Deutscher 
Industrieller seine Stimme erhebm gegen eine Anzahl von Be­
schlüssen, von dmm im Falle der endgültigen Annahme schwer- 
wiegmde Nachteile für die weitestm Kreise der Industrie zu be­
fürchten sind.

1. DersicherungSbehörden.

ES wird Einspruch dagegen erhoben, daß die Träger der 
Unfall- und Invalidenversicherung bei der Wahl der Arbeitgeber« 
Vertreter für die Oberversicherungsämter und daS Reichsver­
sicherungsamt fortan völlig ausgeschaltet sein sollm. Bei dem von 
der Kommission beschloffmm Wahloerfahrm würde die Bedeutung 
dieser beiden BersicherungSträger in keiner Weise zn ihrem Rechte 
kommm und daS eigmtliche Unternehmertum gegenüber dm Klein- 
gewerbetreibmdm bei dm Spmch- und Beschlußkollegim der höherm 
Instanzen eine völlig ungmügmde Vertretung finden.

II. Krankenversicherung.

1. Schwere Besorgnis erregt das bisherige Ergebnis der 
Berhandlungm der Kommission über dm Fortbestand und die 
Errichtung der BetriebSkrankenkassm. Es wird dringend verlangt,
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daß dieses Kaffensystem, das den Kaffenmitgliedern auf dem Ge­
biete der Krankenfürsorge größere Vorteile zu bieten vermag als 
irgendeine andere Kaffenart und vielerorts noch einen starten Zu­
sammenhalt zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern bildet, unge­
schmälert. erhalten wird und alle den Fortbestand oder die Errich­
tung der Betriebskrankenkaffen irgendwie erschwerende Bestimmungen 
abgelehnt werden.

2. ES müssen entschieden alle hinsichtlich der Regelung der 
Arztfrage gemachten Vorschläge zurückgewiesen werden, die über 
die von der Kommission in der ersten Lesung gefaßten Beschlüsse 
hinaus die rechtlichen Beziehungm zwischen den Kaffen und den 
Aerzten einseitig im Interesse der Aerzte ohne die erforderliche 
Rücksicht auf die Existenzbedingungen der Kaffen regeln roürben.

3. In gleicher Weise spricht sich der Centraloerband Deutscher 
Industrieller gegen den Beschluß der Kommission aus, durch welchen 
die derzeitige Drittelung des Stimmrechts und der Beiträge der 
Arbeitgeber und der Versichertm bei den Kaffenverwaltungen 
gegenüber der im Entwurf vorgesehenen Hälftelung wiederhergestellt 
worden ist. Die gleiche Zumeffung des Stimmengewichts an 
Arbeitgeber und Versicherte in dm. Kassenorganen wird als eine 
unbedingte Voraussetzung erachtet, um die politische Ausnutzung 
der staatlichen Einrichtungen der Krankenkaffen von feiten der 
Sozialdemokratie zu verhindem und den Arbeitgebern eine positive 
Mitarbeit zu ermöglichen.

III. Unfallversicherung.
Grundsätzliche Bedenken müssen gegen die Beschlüsse der 

Kommission erhoben werden, durch welche die Entschädigungspflicht 
der Unternehmer in immer weitergehendem Maße ausgedehnt wird. 
Es wird erwartet, daß auf die finanzielle Tragfähigkeit der Ber- 
sichemngsträger bei der endgültigen Feststellung der Gesetzesvor- 
schriften die unbedingt notwendige Rücksicht genommen wird und 
der Grundsatz mehr Beachtung findet, daß die staatliche Fürsorge für 
die Arbeiter ihre Grenzen finden muß in der Notwendigkeit, 
unsere deutsche Industrie auf dem Weltmärkte konkurrenzfähig zu 
erhalten.

Unter diesem Gesichtspunkte kann auch der von der Regierung 
vorgeschlagenen Gleichstellung der Inländer und Ausländer auf 
dem Gebiete der Unfallfürsorge solange nicht zugestimmt werden, 
bis nicht die ausländischen Staaten eine der deutschen materiell 
gleichwertige Gesetzgebung in dieser Hinsicht eingeführt haben.
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IV. Hinterbliebenenversicherung.
Der Centraloerband Deutscher Industrieller hat sich in seiner 

Delegiertenversammlung vom 12. April d. I. mit der Einführung 
einer Hinterbliebenenfürsorge trotz der damit verbundenen weiteren 
großen Belastung der Gewerbetätigkeit grundsätzlich einverstanden 
erklärt. Verwahrung muß er aber gegen eine jede Erhöhung 
dieser Belastung durch die Gewährung neuer Zuschußrenten ein­
legen, da die andauernde Zunahme der sozialen Lasten in ihrem 
Enderfolge die Unternehmungslust unterbinden, die Produktivität 
der Arbeit herabsetzm und die Wettbewerbsfähigkeit mit dem Aus­
lande lahm legen muß.

Herr Generalsekretär Stumpf, der die Diskussion eröffnet, 
vermißt in der Resolution den Hinweis, daß die hohe, stets wachsende 
Belastung der Industrie schließlich in ihren Folgen dazu führen müsse, 
die Selbstkosten unserer Warenerzeugung zu erhöhen und infolgedeffen 
auch die Preise zu steigern, so daß durch übertriebene soziale Wohl­
taten tatsächlich weiteren Kreisen die Lebenshaltung verteuert werde, 
ganz abgesehen von der Konkurrenz des Auslandes und unserer 
Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarke. Der Vorsitzende und 
Regierungsrat Dr. Schweighoffer äußern aus praktischen Gründen 
Bedenken, diese allgemeinen Gesichtspunkte in dem Zusammenhang 
zum Ausdruck zu bringen und die Resolution noch um ein ganzes 
Stück zu erweitern. Herr Direktor Meesmann-Mainz möchte dm 
Gedanken des Herrn Stumpf in der Richtung unterstützen, daß man 
vielleicht in die allgemeinm Bemerkungen am Eingang einen solchen 
Satz einfüge, wogegen dann das unter Punkt HI Gesagte fortfallen 
oder geändert werden könne. Herr Kommerzimrat Dr. Kanffmann- 
Wüstegiersdorf hält es nach mancher Hinsicht bedmkich, dem Gedankm 
des Herm Stumpf hier in der Resolution Ausdruck zu gebm. 
Namentlich bestreitet Redner, daß alle Jndustriellm in der glücklichm 
Lage seien, die in immer höherem Maße ihnen aufgebürdetm 
sozialpolitischen Soften auf die Verbraucher abzuwälzm. Bei der von 
chm vertretenen, in sehr ungünstiger Lage befindlichen Textilindustrie 
blieben vielmehr alle diese Soften auf der Industrie selbst fitzm. Im 
Reichstag und bei dm Regierungen herrsche ohnedies zuviel der 
Gedanke, die Industrie selbst trage ja alle diese Saften nicht, sie wälze 
sie ja doch ab. Bezüglich der weiteren Anregungen des Herm 
Meesmann erklärte Herr RegiemngSrat Dr. Schweighoffer, es 
sei kaum angängig, all die Punkte, wie Rekursverfahrm usw., welche 
er in seinem Referate natürlich erwähnm werde, auch in die Resolution
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hineinzubringen, da diese doch nur ein Resümee des Vortrages geben 
und in kurzer Fassung die Hauptbedenken gegen die Kommissions- 
beschlüsse darlegen solle. Herr Dr. Tille-Saarbrücken möchte den 
Satz über die soziale Belastung in den ersten Abschnitt setzen; der 
Abschnitt über die Unfallversicherung sei hierfür kein geeigneter Platz, 
da tatsächlich in der Hinterbliebenenversicherung und der Kranken­
versicherung die Soften viel schwerer seien. Der Reservefonds aber 
müsse an dieser Stelle gedacht werdm. Herr Dr. Voltz-Kattowitz 
hält die Anregung des Herrn Stumpf für sehr dankenswert. Er 
schlägt noch eine Verschärfung der Resolution dahin vor, zum Schluß 
zu sagen: wenn man den gewichtigen Bedenken zu diesen vier Punkten 
nicht Rechnung trägt, dann wäre der Centralverband der Ansicht, 
daß man lieber die ganze Reichsoersicherungsordnung ablehne. Herr 
Stumpf führt aus, durch das Hineinbringm des von ihm vor­
geschlagenen Satzes wolle er viel weniger auf die Mitglieder des 
Reichstags wirken als auf .die weitesten Kreise des Volkes. Man 
fasse doch Resolutionen, um dadurch zu wirken. Herr Geheimer 
Kommerzienrat Kirdorff-Rheinelbe bei Gelsenkirchen vertritt eine 
ähnliche Ansicht wie Herr Kommerzienrat Kaufsmann, daß ein großer 
Teil der Industrien die Saften nicht abwälzm könne. Die Kohlen­
industrie werde dazu nicht in der Sage sein, sobald die großm Verbände 
fallen, welche im Saufe der Jahre nicht stärker, sondern schwächer 
geworden seien. Redner ist gegen den Antrag Stumpf. Herr 
Geheimer Baurat Schrey-Danzig stimmt ihm darin bei. Die große 
Gefahr sei, daß bei Ueberlastung die Träger der Versicherung einmal 
in kritischer Zeit zusammenbrechen. Das könne man in den einleitenden 
Bemerkungen zum Ausdruck bringen. Redner möchte der Frage der 
Reservefonds bei ihrer großen Bedeutung besonderen Ausdruck gegeben 
wiffen, etwa unter Punkt HI. Herr Kommerzienrat Dr. Gottstein- 
Breslau will keinen Antrag zur Aenderung der Resolution stellen, 
betont indeß, wie beinahe alle Fertigindustrien oder wenigstens ein großer 
Teil derselbm nicht in der Sage seien, die Säst abzuwälzen. Anderer­
seits wäre wohl bedenklich, wenn immer wieder hier erklärt wird, 
daß die Saften zu hoch werden und die Industrie sie nicht mehr 
ertragen kann. In die Resolution sei das nicht aufzunehmen, aber 
der Centralverband sollte doch die Frage weiter verfolgen. 

Der Vorsitzende schlägt vor, um betreffs der verschiedenen 
Anregungen praktisch weiterzukommen, eine Kommission zu ernennen, 
welche alsbald zusammentritt und die ResolutionSabändemngen for­
muliert. Der Vorschlag findet allgemeine Zustimmung, doch möchte Herr 
Dr. Boltz zunächst getrennt abgestimmt wiffm über zwei Punkte: 1. ob
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man wünsche, dem Gesichtspunkt des Herrn Stumpf Rechnung zu tragen 
wegen der übergroßen Belastung der Industrie- 2. ob man wünsche, 
unter Berücksichtigung diese- Gesichtspunktes zu sagen, daß, wenn unserm 
Bedmken zu I bis IV nicht Rechnung getragm wird, wir dafür eintretm, 
daß die ganze Reichsoersicherungsordnung abgelehnt wird. Femer 
macht Herr Dr. Tille noch spezifizierte Vorschläge von Aenderungen und 
Einschaltungen. Herr Regierungsrat Dr. Schweighoffer hebt hervor: 
der Ausschuß habe am 12. April sich prinzipiell durchaus einoerstandm 
erklärt mit der Einführung der Hinterbliebmmfürsorge, mit der 
Erweiterung der Unfallversicherung und mit verschiedenen anderen 
Punkten. Wenn heute eine Resolution gefaßt werde, in der der 
Wunsch auSgesprochm wird, die ganze ReichSoersichemngSordnung falten 
zu lassen, so stehe das im Gegmsatz zu dem, was der Cmtralverband 
am 12. April beschlossen habe. Tatsächlich sei am Zustandekommm 
der Reichsversicherungsordnung nicht mehr zu zweifeln. Jetzt könne 
es sich nur darum handeln, zu dm Ergebnissen der Kommissions­
beratung Stellung zu nehmen. Herr Dr. Boltz bestreitet, daß er sich 
in Gegmsatz zu dm April-Beschlüffm stelle.

Bei der Abstimmung wird der Antrag Tille angmommm auf 
Zusammenziehung deffm, was im Schlußabsatz gesagt ist, mit dem, 
was im Anfang gesagt ist, unter Beachtung nammtlich auch des aus­
ländischen und des inländischen Marktes. Der Antrag Stumpf, 
wonach über diesen Rahmen hinaus von der Bertmemng gesprochm 
werdm soll, wird abgelehnt. Der Antrag Boltz auf wmtuelle Ab­
lehnung der ganzm ReichSoersichemngSordnung wird angmommm. 
Die Kommission, bestehend aus dm Herrm Dr. Tille, Dr. Boltz, 
Stumpf, MeeSmann und Dr. Schweighoffer, geht sofort zur 
entsprechenden Umformulierung der Resolution, unter Berücksichtigung 
der Anträge Tille und Boltz, an die Arbeit und berät fast l1/. Stunde. 

Unterdessen wird in dm drittm Punkt der Tagesordnung, 
Beleihung der Buchfordemngm, eingetreten. Wir taffen hier des 
besseren ZusmmnmhangeS wegm einen Abriß des Schlusses der 
Debatten über die ReichSoersichemngSordnung gleich folgen.

Herr RegiemngSrat Dr. Schweighoffer berichtet: Die Kom­
mission schlägt zunächst einige redaktionelle Amdemngm vor, die 
Hauptändemngen aber beginnen beim Absatz 3: Unfallversicherung. 
Es wird folgende Faffung vorgeschlagen:

HI. Unfallversicherung. 
Grundsätzliche Bedenken müssen gegen die Beschlüsse der 

Kommission erhoben werden, durch welche die Entschädigung-pflicht
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der Unternehmer in immer weitergehendem Maße ausgedehnt wird. 
Ferner ist aufrichtig zu bedauern, daß zahlreichen Vorstellungen 
der Berufsgenoffenschaften insbesondere gegen die Anhäufung 
übergroßer Reservefonds nicht Rechnung getragen worden ist. 

Der von der Regierung vorgeschlagenen Gleichstellung der 
Inländer und Ausländer auf dem Gebiete der Unfallfürsorge 
kann solange nicht zugestimmt werden, als nicht die ausländischen 
Staaten eine der deutschm materiell gleichwertige Gesetzgebung in 
dieser Hinsicht eingeführt haben.

IV. Hinterbliebenenversicherung. 

Der Centralverband hat sich in seiner Delegiertenversammlung 
vom 12. April d. I. mit der Einführung einer Hinterbliebenen­
fürsorge trotz der damit oerbundmm weiteren großen Belastung 
der Gewerbetätigkeit grundsätzlich einverstanden erklärt. Er muß 
aber einer jeden Erhöhung dieser Belastung durch Gewährung 
neuer Zuschußrmtm entschieden widersprechen.

Der Cmtraloerband faßt seine Stellungnahme dahin zu­
sammen, daß die Erhaltung der Leistungsfähigkeit der deutschm 
Erwerbstätigkeit der oberste Gesichtspunkt auch auf dem Gebiete 
der Arbeiterversicherung bleiben muß.

Eine über die zulässigen Grmzm hinausgehende Belastung 
der Bersichemngsträger würde nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Dollswirtschaft schädigm, sondern schließlich sogar die 
Wohltaten der gesamten deutschen Lohnarbeiterversicherung in Frage 
stellen. Sollte es daher nicht möglich sein, bei der endgültigen 
Fassung der Reichsoersicherungsordnung den oben dargelegtm 
Gesichtspunkten Rechnung zu tragen, so müßte sich der Central­
verband auf das entschiedenste gegen die Annahme der ganzm 
Gesetzvorlage aussprechen.

Der Vorsitzende konstatiert unter Zustimmung, daß die letztm 
drei Sätze wohl als besonderer Absatz gedacht seien, der nicht unterlV 
gehört, also durch den Dmck scharf davon zu unterscheiden ist. Es 
sei das, im Gegensatz zu den ursprünglichen Anregungen, nicht vom 
in die Einleitung gesetzt, sondem, wohl um mehr Nachdruck auf 
die Sache zu legen, an den Schluß gebracht worden. In der neu­
eröffneten Diskussion ergreift zuerst das Wort Herr Generalsekretär 
Bueck, um genauer darzulegen, wie sich der Centralverband mit der 
Reichsversichemngsordnung schon sehr eingehend beschäftigt hat. Eine 
entschiedme Erklärung gegen das Gesetz, eine Aeußerung, daß man 
das ganze Gesetz ablehnm lassen möchte, ist bei den wiederholtm
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Beratungen und Kundgebungen niemals angenommen worden, wie Herr 
Btzeck aktenmäßig nachweist. Sonach bittet er, den letztm Satz auch hmte 
fallen zu lassm, ttotzdem er von so hervorragend sachkundiger Seite wie 
Herr Dr. Boltz vorgeschlagen worden. Die Bitte, das ganze Gesetz 
abzulehnm, werde unter keinen Umständen Erfüllung {mbcn; wir 
würden *n(fo von vornherein etwas ganz Aussichtsloses und Un­
mögliches fordern,- das würde nur der neuerdings gegen den 
Eentralverband inszenierten Hetze weitere Nahrung geben. Ein 
weiterer Redner schließt sich der Anregung des Herrn Bueck, dm 
letztm Absatz zu streichm, an, ebmso Herr Geheimer Kommerzienrat 
Barster,- man werde sonst sagen, der Cmttaloerband stelle sich wieder 
einmal auf die reine Negatton. Herr Dr. Boltz bestreitet, daß mit 
der vorgeschlagenen Fassung man sich unbedingt gegen die ganze 
Gesetzesvorlage ausspreche. Wir böten doch nicht, daS ganze Gesetz 
abzulehnen, sondem wir sagten bloß: macht ein Gesetz, daS taufen 
kann, das die Industrie tragen kann. Aber man müsse mdlich einmal 
sagen: „Bis hierher und nicht weiter!" Wir wollm sagen: die 
Industrie trägt das nicht mehr. Wir wollen mdlich auch einmal 
Abgeordnete habm, die nein sagen, und da fangen wir an, nein zu 
sagen. Herr Dr. Tille steht ebenfalls auf dem Standpunkt, daß mit 
dem jetzigen Beschluß der Centtalverband keine Inkonsequenz begehe. 
Man dürfe doch nicht vergeffm, daß die ganzen früherm Beschlüsse 
unter der Boraussetzung gefaßt wordm feien, daß die Reichs­
versicherungsordnung unS wmigstmS etwas brächte, wo wtt MfS 
bitterste auf dem soziales Felde jahrzehntetang geklagt habm, nämlich 

die Halbierung der Beittäge und des Stimmrechts in dm Ärantat» 
taffen. Das war ein Punkt, der die Industrie mit sehr' vielen 
schweren, neuen Auflagm versöhnt hat, die die Reichsoersicherung mit 
sich brachte. Dieser Punkt sei in der Kommission gefallen und damit 
habe die gmze Bortage für uns die Bedeutung verlorm, die sie 
gehabt hätte, wenn er daringeblieben wäre. Der CmttalverbMd habe 
sich nach Ansicht des Redners, um der öffmtlichm Meinung gewisse Zuge­
ständnisse zu machm, vielleicht in der letztm Zeit ein bischm sehr vorfichüg 
und zu taktisch ausgedrückt. Wir müßtm einmal laut nein sagen. 
Deshalb bittet Redner dringend, damit heute dm Anfang zu machm, 
und um den Preis, daß die Hälftelung nicht Mgmommm wttd, die 
Bortage abzulehnm. Herr. Dr. Gottstein-BreSlau kann die Stimmung 
sehr wohl begreifen, welche hier in dm Redm der Herrm Dr. Boltz 
und Dr.- Tille zum Ausdruck komme. De-halb brMche man aber heute 
nicht nein sagen in einem Fall, wo es wohl nicht gM- berechtigt fei, 
wo ’ die Folge noch beweisen könne, daß wir uns in diese Berhältttisse
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noch hineinzufinden vermögen. Herr Geheimer Kommerzienrat Kir­
dorf-Gelsenkirchen spricht sich für ein entschiedenes Nein in dieser 
Frage aus. Die sachliche Behandlung der Reichsversicherungsordnung 
durch dm Cmtralverband sei doch aus dem Gesichtspunkte gefchehm, 
auS dem sie auch nach dm Erklärungen der Regierung zuerst ent» 
standen war: um der mißbräuchlichm AuSbmtung der Krankenkassm- 
gesetzgebung durch die Sozialdemokratie etwas Abdmch zu tun. Wer 
da- lasse man jetzt fallen, und es bleibe schließlich, wenn die Reichs- 
versichemngsordnung herauskomme, nur eine weitere Belastung der 
Industrie übrig. Die wachsmdm Saften aber würden dazu sührm, 
daß in kritischer Zeit die Träger der Soften sie nicht mehr ausbringm 
könnm. Die Verbände in der Großindustrie ständen aus schwachm 
Füßm, und wenn unter ihrem Znsammmbmch wilder Wettbewerb 
eintrete, so werde diese Industrie nicht mehr in der Sage sein, die 
Soften zu tragen.

Herr Generalsekretär Stumpf-OSnabrück schlägt für dm um» 
stritten«! Satz eine vermittelnde Fassung dahin vor, daß man sage: 
Das Zustandekommm eines Gesetzes, in dem den oben dargelegtm 
GesichtSpunktm keine Berücksichtigung zuteil würde, müßte dm Cmtral- 
verband Dmtscher Industrieller mit alleremstester Sorge erfüllen. Herr 
Direktor Meesmann-Mainz schließt sich diesem Vorschlag an, Herr 
Dr. Boltz bekämpft ihn,- es müsse mdlich einmal nein gesagt werden. 
Herr Generalsekretär Bueck weist daraus hin, daß der Cmtralverband 
stet- gebührend und mergisch vor der Gefahr der unerträglich werdmdm 
Belastung der Industrie gewamt habe. Er stimme ganz Herrn 
Geheimrat Kirdorf zu und habe das selbst schon ausgesprochen, daß 
der Znsammmbmch unserer großen Kartelle und Syndikate die schwerste 
Krisis herbeiführen werde. Außerordmtlich überrascht aber habm ihn 
die Bemerkungm, die dm Cmtralverband anschuldigm, gewiffermaßm 
immer pflaummweich gewesen zu fein. Dann müßte Redner seine 
ganze Tätigkit im Cmtralverband als verfehlt und wertlos bezeichnm. 
Das könne er nicht zugestehm. Sehe man die Resolutionm des 
CmtraloerbandeS alle an, so werde man finden, daß da nicht immer 
nach den Regiemngm usw. gefragt worden ist. Wir habm uns fteilich 
von verständigen Erwägungen leiten lassen, und eine solche Erwägung 
möchte er auch heute durchgreifen lassen: man sollte nicht etwas 
beschließm, was keine Bedeutung habe, keinen Eindmck mache, sondem 
dem Cmtralverband bloß Nackenschläge zufügm werde. Deshalb bittet 
Redner nochmals: lehnm Sie diesen Antrag ab! Herr Df. Tille 
erklärt, daß der Gang, dm die Entwickelung in der Gesetzgebung 
schließlich nimmt, wesentlich davon abhängt, welche Gegmsätze sich
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gegenüberstehen, und wenn die eine Seite immer weiter nach links 
zerrt, und die andere zerrt nicht nach rechts, dann ruckt die mittlere 
Linie immer weiter nach links. Deshalb müsse man endlich einmal 
sich schroff auf den negierenden Standpunkt stellm.

In seinem Schlußwort schließt sich der Berichterstatter, Herr 
Regierungsrat Dr. Schweighoffer, dem an, was Herr Gmeral- 
sekretär Bueck vorgebracht hat. Wenn man nein sagen wollte, so 
hätte daS geschehen müssen, wie die neue Vorlage kam. Aber er sehe 
keinen Zweck und keinen Erfolg darin, jetzt diesen negierenden Stand­
punkt einzunehmen. Regierungsseitig werde dem gegenübergehalten 
werden können, daß andere Industrielle ihr Einverständnis im Prinzip 
bereits erklärt hätten. Die sämtlichen, von anderen wirtschaftliche« 
Verbänden gerade in letzter Zett gefaßten Resolutionen hätten gleich­
falls sich nur auf die Darlegung der Bedenken zu den Kommissions­
beschlüssen beschränkt, nicht aber jetzt für die Ablehnung des ganzen 
Gesetze- plädiert. Der Centraloerband würde daher der einzige sein, 
der prinzipiell ein entschiedenes Rein aussprechen würde. Persänlich 
bemerkt noch Herr Dr. Boltz, seine Stellung zu der Frage schließe 
absolut keine Kritik der bisherigen Stellungnahme und der bisherigen 
Arbeiten des CentraloerbandeS ein.

Der Borsitzende möchte zuerst abstimmen lassen über die Faffung 
der Kommission als den weitestgehenden Antrag- dann, wenn dieser 
nicht angenommen werden sollte, über die Faffung des Herrn Stumpf, 
und wenn diese nicht angenommen wird, dürfe er annehmm, daß die 
Versammlung sich mit dem Wegfall deS Schlußsatzes' einverstanden 
erklärt, und dann würde er über die gesamte Resolutton abstimmm 
lassen.

Rach einigen Einwendungen, die zurückgezogen werden, wird 
demgemäß verfahren. Der Berichterstatter verliest nochmals die 
drei Schlußsätze, die dm Gegmstand der Erörtemng gegeben habm, 
sowie dm Antrag Stumpf. Herr Geheimer Baurat Schrey-Danzig 
möchte zur Austlämng eine Frage stellm. Wenn er recht gehört habe, 
sei von der „Lohnarbeitem ersichemng" die Rede,' liege ein besonderer 
Gmnd vor, von „Lohnarbeiten)ersichemng" zu sprechen statt von 
„Arbeiterversicherung"? Herr Dr. Tille legt Wert darauf, daß nicht 
der Marxsche AuSdmck „Arbeiter" gebraucht werde, der uns alle als 
Drohnm bezeichne, fondem der dmlliche Ausdruck „Lohnarbeiter". 
Herr Geheimrat Schrey bittet dringmd, die alle gesetzliche Bezeichnung 
„Arbeiterversichemng" beizubehalten; er glaube nicht, daß man uns 
deSwegm in dm Verdacht bringm werde, die geistige Arbeit minder 
einzuschätzen.
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Es wird nunmehr abgestinnnt über die Fassung der Kom­
mission. Sie wird, unter Probe und Gegenprobe, mit Mehrheit 
abgelehnt. Die Vermittelungs-Fassung Stumpf wird mit über- 
wiegender Mehrheit angenommen, ebenso die ganze Resolution 
mit dieser Abänderung Stumpf. Der Ausdruck „Lohnarbeiter" 
statt „Arbeiter" wird abgelehnt.

Ueber die weiter auf der Tagesordnung stehende Frage der

Beleih»«- »er B«chf»rhenm-r»
referierte Herr Rechtsanwalt Ich le, Geschäftsführer des Württembergi­
schen Jndustriekartells in Stuttgart: Meine Herren! Die Diskontierung 
von Buchforderungen und die Beleihung der Buchforderungen, diese 
beiden Ausdrücke werden als Synonyma gebraucht. Wir werden zu 
Eingang dieser Erörterungen zu untersuchm haben, ob das zu- 
treffend ist.

Die Diskontierung von Buchforderungen ist der Verkauf offener 
Buchforderungen gegen bar und die Abtretung offener Buchforderungen 
infolge dieses Verkaufs. Es ist also die Diskontierung kein Berpfän- 
dungsgeschäft, sondern ein Umsatzgeschäft.

Die Abtretung offener Buchforderungen, d. h. solcher Forderungen, 
die nicht durch eine Urkunde verbrieft sind, und deren Beweis auch 
nicht an eine Urkunde geknüpft ist, kann sich bekanntermaßm nach 
den Vorschriften unseres bürgerlichen Rechtes vollziehen durch einen 
formlosen Vertrag, auch durch einen mündlichen Vertrag, und ist nicht 
geknüpft an die Voraussetzung der Anzeige an den Drittschuldner. 

Auf diese Weise kommen wir zu zwei sehr verschiedenen Wegen, 
auf denen das Geschäft gehandhabt werben kann, nämlich entweder 
mit der Benachrichtigung der Drittschuldner oder aber ohne die Be­
nachrichtigung der Buchschuldner. Die letztere Form, ohne Benach­
richtigung der Buchschuldner, verlangt natürlich ein großes Maß von 
Vertrauen in die Solidität dessen, der seine Buchforderungen verkauft, 
weil die Gefahr der Doppeldiskontierung hier vorhanden ist. Diese 
Gefahr ist selbstverständlich ausgeschloffen, wmn die Anzeige an den 
Buchschuldner erfolgt.

Die Diskontierung von Buchforderungen ist der Verkauf der­
selben an den Geldgeber, und zwar der Verkauf gegen bar. Selbst­
verständlich wird die Zinsvergütung, welche für die Zwischenzeit bis 
zum Eingang der Forderung erhoben werden muß, abgezogen. Es 
wird aber die Forderung nicht voll ausgezahlt, sondern in der Regel 
nur in Höhe eines gewissen Prozentsatzes, der in normalen Fällen
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80 pCt. beträgt. Der Ueberbetrag wird vom Geldgeber einbehalten zum 
Zwecke seiner Deckung im Falle von Ausfällen.

Es ist also — und das ist für diese Erörterung meines Er­
achtens grundlegend und wesentlich — die Diskontierung von Buch- 
forderungen ein Umsatzgeschäft und ist wesentlich nicht ver­
schieden von dem Berkaus von Waren gegen bar. Die Dis­
kontierung von Buchsorderungen ist auch wesentlich nicht 
verschieden von der Diskontierung akzeptierter Kunden­
wechsel und sie ist von dieser Art des Umsatzes von Geschäftsvermögen 
nicht zu unterscheiden.

Welche Ursachen sichren nun zur Diskontierung von Buch- 
forderungen? — Sie wissen, daß die heutige Konkurrenz die Ge­
schäftsleute zwingt, dem Konkurrenten zuvorzukommen, nicht nur 
durch Qualität der Ware, nicht nur durch möglichste PreiSoerbilligung, 
sondern auch dadurch, daß die Bedingungen für die Zahlung möglichst 
leicht gemacht werden. DaS liegt nun einmal so und das werden 
wir vorläufig auch nicht zu ändern vermögen. Jedenfalls ist es Tat­
sache, daß in vielen Branchen nicht nur dreimonatige, sondern auch 
sechsmonatige, ja noch mehr, neunmonatige und zwölfmonatige Ziele 
Vorkommen. — Diejenigen Geschäfte, meine Herren, welche mit der 
Landwirtschaft arbeiten, wissen, daß die Ernteverhältniffe, daß überhaupt 
die Verhältnisse in der Landwirtschaft auf die Zahlung einwirken; 
davon hängt eS ab, ob der Landwirt zu bezahlm in der Lage ist, und 
die Lieferanten solcher Geschäfte werden natürlich nicht darüber hinweg­
kommen, daß auch sie auf diese Verhältnisse Rücksicht zu nehmen haben. 
Sie werden diese Außenstände nicht rücksichtslos eintreiben können, sott» 
dem sind von diesen Konjunkturm in der Landwirtschaft abhängig und 
werdm eben mit ihnen gehen müssen.

Aber nicht bloß in agrarischen Gebieten, in Gebieten, wo vor­
wiegend Landwirtschaft getrieben wird und wo vorwiegend mit Land­
wirten gearbeitet wird, sondern auch in industriellen Gebieten 
ist es selbstverständlich, daß derartige Geldknappheiten allgemeiner Art 
vorkommen, und daß der Einzelne sich nicht dagegen zu wahren 
vermag. Auf diese Weise kommt es vor, daß ein sehr hoher Prozentsatz 
deS Geschäftsvermögens in Außenständen festliegt; bis zu 50 und 
60 pCt. des Geschäftsvermögens werden oft in Außenständen festliegen. 

Diese Kalamität macht sich natürlich am meisten fühlbar für den­
jenigen Geschäftsmann, welcher nicht über so viele Reserven oder 
nicht über so viel fremde Hilfe in Form von Blankokredit verfügt, daß 
er sich die nötige Bewegungsfteiheit wahren kann, und die Bewegungs- 
fteiheit beim Einkauf ist ja unerläßliche Voraussetzung für ein günstiges 
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Geschäft, denn, wenn der Geschäftsmann hier festgelegt ist, wenn er 
seinen zukünftigen Geschäftsgewinn schon im voraus seinen Lieferanten 
verschreiben muß, dann ist es schlimm um ihn bestellt. Das wirft 
ihm die ganze Grundlage seiner Kalkulation über den Haufen. 

Man hat daher immer nach Mitteln gesucht, um derartigen 
Unzuträglichkeiten zu begegnen, um derartige Unzuträglichkeiten zu 
beseitigen. Man kann dem dadurch einigermaßen steuern, daß man 
ein hohes Kaffaskonto verspricht, um die Abnehmer zum Zahlen zu 
veranlaffen, man kann auch die Kundschaft zur Hergabe von Akzepten 
veranlaffen, um diese weiterzugeben. Aber das alles sind kleine Mittel­
es sind Mittel, die nicht immer zum Erfolg führen. Es ist nicht von 
jedermann ein Wechsel zu erhalten, und nicht jeder läßt sich durch 
ein großes Kaffaskonto zur Zahlung verleiten, namentlich dann nicht, 
wenn er eben im Moment nicht zahlen kann.

Ein Mittel, um derartige Geldknappheiten systematisch und in 
geordneter Weise zu beheben, ist das Mittel der Diskontierung von 
Buchforderungen, und wir haben nun zu besprechen, ob gegen dieses Mittel 
nicht Bedenken allgemeiner Art bestehen. Ich möchte in dieser Richtung 
einige kurze Sätze aufftellen, welche geeignet sind, diese Bedenken, von 
welchen Sie ja auch schon zweifellos gelesen haben werden, zu zerstteuen. 

In erster Linie glaube ich: Die Diskontierung von Buch­
forderungen ist keine Rückbildung gegenüber dem heutigen 
Kreditsystem. — Man hat gesagt, der Wechsel sei das höhere Mittel 
zur Beschaffung von Kredit, und es wäre sehr zu bedauern, wenn wir 
in Deutschland mit unserem ausgebildeten Wechselverkehr auf die Dis­
kontierung von nichtverbrieften Forderungen zurückkommen würden. 
Das ist nicht richtig, denn derjenige, der in der Lage ist, 
Wechsel diskontteren zu lassen, wird stets billiger fahrm als der­
jenige, der Buchforderungen diskontieren lassen muß. Aber, wenn 
einer nicht in der Lage ist, Wechsel diskontieren zn lassen, so ist ja 
hierfür eben die Diskontierung von Buchforderungen angebracht. Wo 
also der Wechsel seine Berechtigung hat und wo er eingeführt ist und 
wo er gegeben wird, da wird er auch bleiben und es wird keine 
Rückbildung eintreten. Aber ich weiß nicht, ob die Empfehlung des 
Wechsels so sehr angebracht ist. Ich bin im Gegenteil der Meinung, 
daß bei uns in Deutschland vielfach der Wechsel zu leicht und zu 
leichtsinnig gegeben wird und namentlich oft gegeben wird in Ber- 
hältniffen, in welchen er nicht am Platze ist. Es gibt genug Ge­
schäftsleute, benen es außerordentlich viel Schwierigketten macht, die 
Zahlung auf einen ganz bestimmten Tag zu versprechen, und die 
Folgen der Nichteinhaltung dieses Termins sind außerordentlich
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schwerwiegend für den Kredit; der Wechsel und der Wechselprotest, der 
daraus folgt, sind oft der Anfang vom Ende. 

Diese Empfehlung des Wechsels scheint mir übrigens äußerst 
bedenklich zu sein, und es wäre zweifellos hierin mehr Borficht am 
Platze. Ich erinnere an den vielfachen Mißbrauch, der bei einer 
Geldknappheit ant den Wechseln getrieben wird, an die Finanzwechsel, 
von denen man tagtäglich lesen und härm kann und deren Folgen 
so ost in bedauerlicher Weise über die Betreffenden hereinbrechen. 

Die Diskontierung von Buchforderungen — da- ist der 
zweite Satz — veranlaßt nicht eine künstliche Steigerung de- 
WarenabsatzeS. Es ist gesagt worden, es werde geradezu ein Anreiz 
geschaffen, daß nun der Geschäftsmann möglichst viele Waren hinaus­
schickt und verkauft, um nur nachher die Waren zu Geld machen zu 
können, also um sich in unsolider Weise zu Mitteln zu verhelfen und 
seinen Ertrag künstlich zu steigern. Da- ist unrichtig. Der Buch­
forderungskredit kann natürlich, wie jeder Ärebit, nur in einer 
gewissen Grenze, die von vornherein festgelegt werde« muß, gewährt 
werden. Kein Institut wird sich finde», wenigsten- kein solide- 
Jnstitut kann sich finden, das Jemand Buchforderungen ins Unbegrenzte 
diskontiert. Es wird im Borhinein den Geldsuchenden gesagt werde», 
daß er einen Krebst bis zu 10 000, bis zu 20 000, bi» zu bO 000 M. 
erhält, und diesen Kredit darf er nie überschreiten. Es ist also ganz 
ausgeschlossen, daß infolge einer künstlichen Steigerung des Umsätze 
der Betreffende sich mehr Geld zu verschosst» imstande ist, als gerecht­
fertigt ist, denn die Höhe de- Kredits wird stlbstverständlich bemessen 
mit Rücksicht auf die allgemeinen Verhältnisse.

Endlich — und das ist der dritte Satz —: es begünstigt 
die Diskontierung von Forderungen und offene« Buch­
forderungen nicht das Borgwesen. ES ist gesagt worden: „Ja, 
anstatt daß man darauf hinwirkt, daß nicht mehr so viel geborgt wird, 
wird durch die Diskontierung von Buchforderungen das Uebel nur 
vergrößert, denn jetzt hat ja niemand mehr Interesse, einen hojr 
Triftigen Kredit zu gewähren, weil er dnrch die Diskontierung von 
Buchforderungen das Geld hereinbekommt." — Auch dieser Borwurf 
ist unbegründet, denn jedes Institut, da- Buchforderungen kreditiert, 
roirb im allgemeinen gezwungen sein, nur solche Buchforderungen in 
Geld umzusetzen, welche in drei Monaten fällig »erden, «d die­
jenigen, die Buchforderungen haben diskontiere» lassen, hab« gerNdez« 
ein Interesse daran, daß die betreffenden Buchforbernugen ist Rahme« 
dieser drei Monate eingehen, denn noch Mans dieser' drei Mormte 
sind sie gezwungen, den Kredit in irgendeiner Form abzntragen. Es 
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